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Änderungen im 
Mietrecht ab 2019
Von Lars Eichert, Landesvorsitzender 
Haus & Grund Brandenburg
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Mieterhöhungsmöglichkeiten
in

Die Fakten
Ein Leitfaden für Praktiker – Vermieter und 
Hausverwalter –, die in Potsdam und Um-
gebung eine Mieterhöhung gemäß § 558 
BGB, also unter Hinweis auf die gestiegene 
sog. ortsübliche Vergleichsmiete vornehmen 
wollen. Alles, was zur „Mechanik“ des § 558 
BGB gesagt wird, gilt auch für andere Ge-
meinden, gleichgültig, ob dort ein Mietspiegel 
existiert oder auf andere Begründungsmittel 
(Vergleichswohnungen, Gutachten) zurück-
gegriffen werden muss. Dies gilt insbesondere 
für die Checkliste zur Mieterhöhung und die 
Berechnungs- und Fallbeispiele. Da Potsdam 
und Berlin im gleichen Verfl echtungsraum 
liegen, sind viele Verwalter den Umgang mit 
dem Berliner Mietspiegel gewohnt. Deshalb 
wird auch auf unterschiedliche Regelungen 
beider Mietspiegel hingewiesen.  

Der Schwerpunkt der Darstellung liegt im 
Bereich der Spanneneinordnung, da hier wirt-
schaftliches Potential, das richtig genutzt sein 
will, besteht.

Da etliche Mietspiegel veraltet sind oder im 
Ein- und Zweifamilienhausbereich keine aus-
reichenden Mieterhöhungen erlauben und 
viele Gemeinden nicht über einen Mietspie-
gel verfügen, werden die Möglichkeiten zur 
Begründung von Mieterhöhungen mit drei 
Vergleichsmieten und die immer noch unter-
schätzten Möglichkeiten der sog. Indexmiete, 
die seit 2001 vereinbart werden kann, erläutert.

Ein Katalog von mehr als 60 typischen Fall-
beispielen rundet die Darstellung ab.

Klassisches DIN A5 Format. 114 Seiten.

Niedriger Preis
Mieterhöhungsmöglichkeiten in Potsdam und 
Umgebung, durch Benennung von Vergleichs-
wohnungen; Indexmieterhöhung; Fallbeispiele, 
Formularmuster, Musterschreiben, aktuelle Über-
sicht über Mietspiegel im Land Brandenburg. Von 
RA Gunter Knierim, Vorsitzender von Haus & 
Grund Potsdam und Umgebung e. V.
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Potsdam und Brandenburg
Das neue Jahr bringt den Eigentümern mit dem Mietrechtsan
passungsgesetz einige Neuerungen, auf die sie achten sollten.

Da ist zunächst die sogenannte „Mietpreisbremse“. Anstatt 
sich hier einzugestehen, dass dies ein verfassungswidriges 
und untaugliches Instrument ist, möchte die Bundesregie
rung daran festhalten. Weil sie auch nichts bewirkt hat – wie 
könnte sie auch, denn sie schafft keinen neuen Wohnraum –, 
soll es zukünftig genügen, eine einfache unbegründete Rüge 
auszusprechen. Die niedrige Anzahl von Rügen kann sich ins
besondere die SPD einfach nicht mit dem redlichen Handeln 
der Vermieter erklären. Vielmehr haben sie in der Koalition 
durchgesetzt, weiterhin alle Vermieter unter Generalverdacht 
zu stellen. Die Mieter werden durch die Änderung eingeladen, 
mit einer einfachen Rüge nun doch endlich die untaugliche 
Mietpreisregulierung zu nutzen und die Gerichte mit Ver
fahren zu überhäufen. Sollte der Vermieter bei einem neuen 
Mietvertrag 10 % über der ortsüblichen Miete liegen, muss 
er nun beachten, dass er dem Mieter unaufgefordert und vor 
Abschluss des Mietvertrages die Gründe dafür nennt, wenn 
er keine Nachteile erleiden will.

Wer eine Modernisierung seiner vermieteten Wohnungen 
plant, wird im neuen Jahr auch nicht etwa für sein Engagement 
zur Erreichung und Umsetzung der von der Bundesregierung 
angestrebten energetischen Ziele belohnt. Stattdessen wer
den die Möglichkeiten zur Umlage der Kosten auf die Miete 
von bislang 11 % der Kosten auf nunmehr 8 % reduziert. Den 
Anreiz, die Wohnungen immer auf dem neuesten Standard zu 
halten und eine entsprechend hohe Miete zu nehmen, gibt 
der Gesetzgeber nun ebenso wie bei der ortsüblichen Miete 
dadurch, dass er gutmütige Vermieter, die bislang niedrige 
Mieten genommen haben, bestraft. Dadurch wird der Ver
mieter angehalten, stets die ortsübliche Miete zu nehmen und 
jede mögliche Modernisierung einschließlich der damit ver
bundenen Erhöhung auszuschöpfen. Wer nämlich bislang eine 
Miete unter 7 €/m2 genommen hat, darf zukünftig maximal 
2 € Modernisierungskosten auf die Miete umlegen. Liegt die 
Miete über 7 €, können bis zu 3 € der Modernisierungskosten 
pro Quadratmeter umgelegt werden.

Letztendlich passt eine solche Gesetzgebung auch zur Haltung 
der Finanzämter, die den privaten Vermieter bestrafen, wenn 
er zu weit unter der ortsüblichen Miete liegt. Solch eine soziale 
Einstellung kann nach Auffassung der Finanzämter nämlich 
„Liebhaberei“ sein und führt dann dazu, dass der Eigentümer 
die Investitionen in das Haus und diese Wohnungen nicht 
mehr steuerlich geltend machen kann. Wäre ja auch zu scha
de, wenn der Staat niedrigere Steuereinnahmen hat, weil die 
Mehrheit der privaten Eigentümer den Grundsatz „Eigentum 
verpflichtet“ ernst nimmt und günstige Mieten anbietet. 

Der Gesetzgeber arbeitet also entgegen seiner Beteuerungen 
fleißig daran, dass die ortsüblichen Mieten steigen.

(alles Wesentliche zum neuen Mietrecht siehe S. 33 ff.)


